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Bericht des Ausschusses für Schulen, Kultur und Sport
betreffend das Gesetz, mit dem' Bestimmungen des Bundes-SchuIllUfsichtsgesetzes über
den Landesschulrat und die Bezirksschulräte ausgeführt werden (0. ö. Schulaufsichts-

Ausführungsgesetz).

(L - 218/1 - XIX)

Das Bundesverfassungsgesetz vom 18. Juli 1962,
BGBL NL 215, mit dem das Bundes-Verlassungs-
gesetz in der Fassung von 1929 hinsichtlich des
Schulwesens abgeändert wird, hat die Kompetenz-
verteilung zwischen Bund und Ländern auf dem Ge-
biete des Schulwesens sowie die Organisation der
Verwalhing auf dem Gebiete des Schulwesens auf
eine neue verfassungsrechtllche Grundlage gestellt.
Gemäß Art. 14 Abs. 3 lit. a des Bundes-Verfassungs·
gesetzes in der Fassung BGBL NL 215/1952 kommt
dem Bund die Grundsatzgesetzgebung, den Ländern
die Ausführungsgesetzgebung und die Voll ziehung
in den Angelegenheiten der Zusammensetzung der
Kollegien, die im Rahmen der Schulbehörden des
Bundes auf Landes- und Bezhksebene zu bilden
sind, zu.

Im Sinne dieser Kompetenzverteilung hat für die
Zusammensetzung des Kollegiums des Landes-
schulrates § 8 des Bundes-Schulaufsichtsgesetzes,
BGBL NI, 240/1962, die Grundsätze aulgestellt,
innerhalb deren die Ausführungsgesetzgebung der
Länder nähere Regelungen zu treffen hat. Dabei hat
der Bundesgesetzgeber in Ubereinstimmung mit
den Bestimmungen des Art. 81 a Abs. 3 lit. a
des Bundes-Verfassungsge'setzes in der Fassung
BGBL NL 215/1962 vorgesehen, ·daß das Kollegium
hinsichtlich seiner Mitglieder mit beschließender
Stimme ein Spiegelbild der politischen Verhältnisse,
im ·I:.andedarstellen soll. Aus diesem Grunde sieht
das Bundesgesetz auch im Gegensatz zu den Vor-
schriften über die Zusammensetzung der Kollegien,
welche vor 1938 in Geltung standen, eine Unterschei-
,dung der Mitglieder in solche mit beschließender
Stimme und in solche mit beratender Stimme vor.
Es werden sämtliche beamtete Organe, wie dies zum
Beispiel der Amtsdirektor des Landesschulrates ·(bis-
her ökonomisch~administfativer Referent genannt),
die Landesschulinspektoren und der Landesschularzt
(Amtsarzt) sind, sowie die Vertreter der gesetzlich
anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften
und der gesetzlichen Interessenvertretungen unter
die Mitglieder mit beratepder Stimme eingereiht.
DiQ Begründung däfür liegt lldt..h lien Erläuternden
Bemerkungen zur Regierungsvorlage des Bundes-
Schulaufsichtsgesetzes (731 der Beilagen zu den
stenographischen Protokollen des Nationalrates
IX, GP,) darin, !laß das Kollegium (neben dem Prä-
sidenten des Landesschulrates) den politischen Wil-
lensträger der Schulbehörde darstellen soll, wie dies
bei den Ministerien der Bundesminister, bei den
Ämtern der Landesregierungen der Landeshaupt~

ma-nn bzw. die Landesregierung sind. Die übertra-
gung eines beschließenden Stimmrechtes auf jene
Personen, die kraft ihres Amtes Mitglieder des Kol~
legiums sind, hätte lediglich zur Folge, daß sie nicht
mehr als Fachleute, sondern eben als Angehörige
einer politischen Fraktion dem Kollegium ange~
hören würden.

Die Entscheidung über die Art der Bestellung und
die Zahl der Mitglieder des Kollegiums ist der
Landesausführungsgesetzgebung überlassen. Es ist
dabei im Grundsatzgesetz v~rgesehen, daß unter
den Mitgliedern mit beschließender Stimme ein
Gleichgewicht zwischen Vertretern der Lehrerschaft
und der EItemschalt besteht Diese Art der Zu-
sammensetzung des Kollegiums erscheint im Hin~
blick darauf zweckmäß.i9, daß es heute ein ernstes
Anliegen der modernen Schulpädagogik ist, das
Zusammenwirken zwischen Schule und Elternhaus
zu fördern.

Entsprechend Art 14 Abs, 3 Iit ades
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung
BGBL NL 215/1962 stellt § 14 des Bundes-Schulauf-
sichtsgesetzes Grundsätze für die Zusammensetzung
des Kollegiums des Bezirksschulrates auf, innerhalb
deren die Ausführungsgesetzgebung der Länder
nähere Bestimmungen zu treffen hat. Der Inhalt
dieser Grundsatzregelung stimmt mit den Richt~
linien, die durch Art 81 a, Abs, 3 lit, 0

des Bundes- Verfassungsgesetzes in der Fassung
BGBL NL 215/1952 lestgelegt werden, überein, Die
Grundsatzbestimmungen über die Zusammensetzung
des Kollegiums des Bezirksschulrates sind im
wesentlichen analog zu denen über die Zusammen~
setzung des Kollegiums des Landesschulrates auf-
gebaut

Die im vorhergehenden genannten Grundsatzbe-
stimmungen sowie einige weitere auf die Aufgaben
des Landes bezughabende Vorschriften des Bundes-
Schulaufsichtsgesetzes sind in der Subbeifage an~
gelührt '

Im einzelnen wird zu den Bestiinmungen des Aus-
führnnasgesetzes folgendes bemerkt:

Zu § 1: Dieser Paragraph regelt die Zusammen-
setzung des Kollegiums des Landesschulrates.
Dem Grundsatzgesetz entsprechend muß das
Ausführungsgesetz zwischen Mitgliedern mit be-
schließender und Mitgliedern mit beratender
Stimme unterscheiden.

Gemäß Abs. 1 gehören zu den Mitgliedern mit
beschließender Stimme:
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a) als Vorsitzender der ·Präsident ,des Landes-
schulrates, das ist gemäß § 6 Abs. 1 des
Bundes_Schulaufsichtsgesetzes der Landes-
hauptmann;

b) der Schulreferent der Landesregierung, was
im Sinne der-Vereinheitlichun.g und der Koor-
dination der einerseits vom Landesschulrat
und andere:r:seits von der Landesregierung zu
treffenden Maßnahmen als notwendig er-
scheint;

c) neunundzwanzig, im Falle der Landeshaupt-
mann auch Schulreferent der Landesregierung
ist, dreißig weitere Mitglieder.

Im Abs. 2 sind jene Vertreter bezeichnet, die
dem Kollegium des Lanrlesschulrates als Mit-
glieder mit beratender Stimme angehören und
in dieses zu entsenden sind. Es sind dies die
Vertreter der gesetzlich anerkannten KirdIen und
Religionsgesellschaften und je ein Vertreter der
Kammer der gewerblichen Wirtschaft für Ober-
österreich, der Kammer für Arbeiter und Ange-
stellte für OberösterreidI, der Landwirtschafts-
kammer für Oberösterreich und der Landarbeiter-
kammer für Oberösterreich.

Es sind den mit der Erstellung des Entwurfes
befaßten Stellen Anträge von drei Landesverbän-
den oberösterreichischer Elternvereinigungen zu-
gegangen. Es handelt sich dabei um den Landes~
verband Oberösterreich der Elternvereine an
den öffentlichen Pflichtschulen, .den Landesver-
band Oberösterreich der Elternvereine an den
katholischen Privatschulen und den Landesver-
band oberösterreichischer Elternvereinigungen.
Diese Verbände strehen an, daß sie je einen
Vertreter als Mitglied mit beratender Stimme in
das Kollegium des Landesschulrates entsenden
können. So sehr von allen Stellen die Zusammen-
arbeit zwischen Schulbehörden und Elternschaft
befürwortet und gefördert wird, stößt dieses Be~
gehren doch auf verschiedene Schwierigkeiten.
Es widerspricht zunächst der Tatsache, daß be-
reits das Grundsatzgesetz die Vertretung der
Elternschaft im Kollegium sicherstel1t, und zwar
in der Weise, daß die Anzahl der Elternvertreter
nicht hinter der der Lehrervertreter zurück-
bleiben darf. Würde nun das Ausführungsgesetz
die Einbeziehung weiterer Elternvertreter in das
Kollegium vorsehen, so könnten mit dem gleichen
Recht Vereinigungen, die die Förderung der In·
teressen der Lehrer zum Ziele haben, eine gleich-
artige Vertretung fordern. Es würde aber zudem
unmöglich sein, die derzeit bestehenden Ver-
bände namentlich im Gesetz zur Entsendung von
Vertretern zu legitimieren, Dies deshalb, weil
auf Grund des verfassungsgesetzlich gewähr-
leisteten Vereinsrechtes es dem Landesgesetz-
geber nicht möglich ist, auf die weitere EntwiCk-
lung dei- heute bestehenden Vereine sowie auf
allenfalls spätere Neugründungert solcher Ver-
eine Einfluß zu nehmen. Die Anzahl der Mit-
glieder des Kollegiums würde damit in einem
Maß erweitert, daß aus diesem Anlaß schon eine
Behinderung der gedeihlichen Arbeit des Kolle-
giums zu befürchten stünde. Der von den ge-
nannten Stellen angestrebten Regelung wäre

daher' die Beibehaltung des derzeitigen auf Ver-
einbarung beruhenden Elternbeirates vorzu-
ziehen, zumal die in -diesen entsandten Vertreter
Gelegenheit haben, in allen Angelegenheiten des
Schulwesens mit .den zuständigen Behörden-
arg,anen in Verbindung zu treten, während eine
direkte V~rtretung im Kollegium des Landes-
schulrates sich zwangsläufig auf jene AngelegenM

heiten beschränken müßte, die nach dem Gesetz
der kollegialen Beschlußfassung des Landesschul-
rates vorbehalten sind.
. Die im Abs. 3 lit. abis c genannten Mitglieder

mit beratender Stimme müssen nach dem Grund-
satzgesetz dem Kollegium angehören. Zusätzlich
als Ausführungsbestimmung ist nach Ht. d und e
vorgesehen, daß auch der pädagogisdl-psycho-
logische Dienst und -der Leiter der mit den Sc:hul-
angelegenhei~en des Amte,s der Landesregierung
betrauten Abteilung im Kollegium vertreten sein
sollen.

Zu den §§ 2 und 3: Nach dem Grundsatzgesetz ist
bei" der Bestellung "der stimmberechtigten Mit-
glieder das Stärkeverhältnis der Parteien im
Landtag zu berücksichtigen; überdies müssen sich
darunter Lehrervertreter, und zwar unter Berück-
sichtigung der Sdlülerzahlen in den in die Zu-
ständigkeit des Landesschulrates fallenden Schul-
arten und ferner Vät~r und Mütter schulbesuchen-
der Kinder in mindestens gleicher Anzahl wie
die Lehrervertreter befinden. Es liegt auf der
Hand, daß eine derartige Aufgliederung nur bei
einer entsprechenden großen Anzahl von Mit-
gliedern erreicht werden kann. Auf der anderen
Seite soll aber, um die Arbeitsfähigkeit des
Kollegiums nicht zu beeinträchtigen, die Mit-
gliederzahl nicht zu hoch sein. Es ist nun Sache
des Ausführungsgesetzes, durch Festlegung eine~
Bestellungsvorganges, einschließlich der R'ege-
lung des Vorsd11agsrechtes, dafür zu sorgen, daß
auch dann, wenn-im Verhandlungswege zwischen
den Vorschlagsberecbtigteneine Einigung über
die personelle Zusammensetzung nicht erzielbar
ist, die Bestellung des Kollegiums gesichert ist.
Es stünde sonst im Belieben jeder vorschlagsbe-
rechtigten Gruppe, durch Nominierung von
Kandidaten, die sich nicht in das Gesamtbild der
gesetzlich geforderten Gesamtgliederu~g fügen,
die Konstituierung des Kollegiums zu verM

hindern.
Es wird jedoch der Regelfall sein, daß zu-

nächst' in Verhandlungen zwischen den vor~
sdIlagsberechtigten Parteien ein Einvernehmen
über die bestmögliche fachliche Zusammenset-
zung des Kollegiums gesucht wird. Erst wenn ein
solches Einvernehmen nicht hergestellt werden
kann, wird es notwendig sein, das im § 3 Abs. 2
vorge.s:ehene Reihungsverfahren anzuwenden.

Zu § 4: Die Entsendung der Vertreter von Kirchen
und Kammern ist diesen Körperschaften über-
lassen'.

Zu § 5: Das Bundes-Schulaufsichtsgesetz überläßt es
der Ausführungsgesetzgebung, ob z.ur Entl.astung
des Präsidenten des Landesschulrates ein Amts-
führender Präsident bestellt wird. Durch § 5
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Abs. 1 wird von dieser Möglichkeit Gebrauch
gemacht, In Ausführung des Grundsatzgesetzes,
daß der Amtsführende Prä'sident auf Grund eines
Vorschlages des Kollegiums des Landesschul-
rates zu bestellen ist, wurde hiezu weiters be~
'stimmt, daß einem solchen Vorschlag der Antrag
jener Fraktion des Kollegiums zu Grunde' zu
legen ist, der der Präsident zuzurechnen ist. Es
wäre sonst möglich, was keinesfalls in der Ab-'
sicht des Gesetzgebers gelegen sein kann,' daß
durch Mehrheitsbildung im Kollegium ein Arnts-
{ührender Präsident vorgeschlagen wird, der nicht
das Vertrauen des Präsidenten genießt. Die
übrigen Bestimmungen des § 5 übernehmen ledig-
lich Bestimmungen des Grundsatzgesetzes, die
keiner weiteren Ausführung bedürfen.

Zu § 6: In Oberästerreich muß LmSinne des Grund-
satzgesetzes ein Vizepräsident bestellt werden.

Zu § 7: § 8 Abs. 6 des Grundsatzges'etzes bestimmt,
daß das Kollegium de~ LandE;sschulrates erfor-
derlichenfalls in Sektionen und auch in Unter-
sektionen zu gliedern ist. Es ist vorgesehen, daß
das Kollegium des Landesschulrates in drei Sek-
tionen zu gliedern ist, und zwar in .....
a) die Sektion I fur die allgemeinbildenden

Pflichtschulen;
b) die Sektion Ir für die allgemeinbildenden

höheren Schulen einschließlich der Anstalten
der LehrerbHdung und der Erzieherbildung ;

c) die Sektion III für die berufsbildenden
Schulen.

Eine weitere Teilung in Untersektionen ist nicht
vorgesehen.

Gemäß § 9 Abs. 2 des Bundes-Schulaufsichts-
gesetze's (unmittelbar anwendbares Bundesrecht)
faßt das Kollegium des Landesschulrates seine
Beschlüsse in den Sitzungen seiner Sektionen und
Untersektion~n oder, soweit es sich um gemein-
same Angelegenheiten handelt, in Plenarsit-
zungen. Die Zuständigkeitsabgrenzung zwischen
dem Plenum und den einzelnen Sektionen kann
als Bun.dessache vom Landesgesetzgeber nicht
geregelt werden.

Zu den §§ 8 bis 12: Hier handelt es sich vor allem
um die Zusammensetzung des Kollegiums des
Bezirksschulrates sowie um die Bestellung der
stimmberechtigten Mitglieder und das Vor-
schlagsrecht .hiefur. Hiezu gilt im wesentlichen
das bezüglich' der Zusammensetzung und der
Bestellung der Mitglieder des Kollegiums des
Landesschulrates (§§ 2 bis 4) Gesagte sinngemäß.

Eine Besonderheit, und zwar von wesent-
licher 'Bedeutung ist die, daß nach dem
Grundsatzgesetz die stimmberechtigten Mitglie-
der des Kollegiums ,des Bezirksschulrates "vom
1.and und von den Ort?gcmeinden des Vu1jti~chen
Bezirkes~ zu bestellen sind. Diese Grundsatz-
bestimmung macht im Zusammenhang mit der
geforderten Zusammensetzung des Kollegiums
außerordentliche Schwierigkeiten. Es muß näm-
lich sichergestellt werden, daß Land und qemein-
den bei der Bestellung in e)ner Weise zusammen-
wirken, die die im Grundsatzgesetz geforderte
Gesamtgliederung des Kollegiums sichert.

Zu § 13: Dieser Paragraph regelt die Vertretung'der
verschiedenen Mitglieder der Kollegien sowie
die _Ergänzung des Kollegiüms bei Beendigung
der Funktion einzelner Mitglieder. Dadurch soll
eine gedeihliche Fortsetzung der Arbeit der
Kollegien, und zwar Ü) der gesetzlich vorge-
schriebenen Zusammensetzung, gewährleistet
werden.

§ 14 bestimmt, wie die Stärke der Parteien zu be-
rechnen ist. Bei den Parteisummen im Sinne
dieser Bestimmungen handelt es sich um die auf
die einzelnen Parteien entfallenden gültigen
Stimmen, wie zum Beispiel im § 81 Abs. 2 lit. cl
der O. ö. Landtagswahlordnung 1961, LGBl.Nr. 26.

Zu § 15: Es muß auch für den Fall vorgesorgt wer~
den, daß eine Partei, der ein Vorschlagsrecht
zukommt, dieses aus irgend ~ine.m Grunde nicht
ausübt, da ansonsten die Bestellung der Mit-
glieder und dainit die Konstituierung cl.esKolle-
giums absichtlich oder unabsichtlich verhindert
werden kann. Dabei mußte beachtet werden, daß
durch die vorgesehene Regelung die Bestimmun-
gen des Grundsatzgesetzes über die verhältnis~
mäßige Zusammensetzung der Kollegien nicht
verändert werden dürfen.

Zu § 16: Es ist notwendig, daß die Landesregierung
die Namen der in die Kollegien bestellten Per-
sonen dem Vorsitzenden des Landesschulrates
bzw. der Bezirksschulräte mitteilt und daß auch
die zur Entsendung von Mitgliedern berechtigten
Stellen, wie z. B. Kirchen und' Kammern, die
Namen der von ihnen entsandten Mitglieder
schriftlich bekanntgeben. Ferner wird 'es für
zweckmäßig angesehen, daß die Zusammen-
setzung der Kollegien in der Amtlichen Unzer
Zeitung kundgemacht wird,

Zu § 17: Die Funktionsdauer der bestellten bzw.
entsendeten Mitglieder der Kollegien' endet
spätestens mit _dem Ablauf der Gesetzgebungs·
periode des Landtages. Abweichend davon endet
die Funktion des Präsidenten von .Gesetzes
wegen, und zwar auf Grund des Bundes~Schul-
aufsichtsgesetzes, sobald er aus seiner Funktion
als Landeshauptmann ausscheidet.

Unabhängig von 'der Funktionsdauer des La'nd~
tages sind ferner alle jene Mitglieder" die dem
Kollegium kraft ihres Amtes angehören, wie
z. B. der Amtsdirektor des Landesschulrates, der
Amtsarzt usw.

Zu § 18: Persönliche Voraussetzung für die Be-
stellung bzw. Entsendung in ein Kollegium ist
das aktive Wahlrecht zum o. Ö. Landtag. Nach
§ 20 der O. ö. Landtagswahlordnung 1961,
LGBl. Nr. 26. sind aktiv wahlberechtigv alle
Männer und Frauen, welche die österreichische
Staatsbürgerschaft besitzen, im Land Oberöster-
reich ihren ordentlichen Wohnsitz haben, vor
dem 1. Jänner des v\Tahljahres das 20. Lebens-
jahr überschritten haben und vom Wahlrecht
nicht ausgeschlossen sind. Für. den Ausschluß
vom Wahlrecht gilt gemäß § 22 der O. ö. Land-
tagswahlordnung 1961 im Zusammenhalte mit
den danach g.eltenden Bestimmungen der Natio-
nalrats-Wahlordnung 1962, BGBl. Nr. 246, der-
zei t folgendes;
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~Wahlaussc1}ließungsgründe.

§ 24. Wegen gerichtlicher Verurteilung.

(1) Vom Wahlrechte sind" ausgeschlossen:

1. Personen, die wegen eines nicht U:nter Z. 2 fallenden
Verbrechens verurteilt worden sind: bis,zum Ablauf von
fünf Jahren nach dem Ende der Strafe. \

2. Personen, die wegen eines der im § {) Z. 1 bis 12 des
Gesetzes vom 15. November 1861, RGBl. Nr. 131, in der
Fassung des Gesetzes vom 15. Juli 1920, StGBl. Nr. 323,
angeführten Verbrechens oder wegen eines Verbrechens
nach dem Bundesgesetz zum Sdlutze des Staates (Staats-
sdmlzgesetz, BGBL Nr. 223/1936) verurteilt worden sind:
bis zum Ende der Strafe.

3. Peis'ouen, die
a) wegen einer Ubertretung. des Diebstahles, der Ver-

untreuung, der Teilnehmung daran, des Betruges, der
Untreue, der Kuppelei, der Plünderung oder der Teil-
nehmung dar an (§§ 460, 461. 463, 464, 512, 681 und
683 StG,) verurteilt wurden, J

b) wegen eines Vergehens llam §§ 2 bis 4 des Wucher-
gesetzes 1949, BGBL NI. 211, eines Vergehens oder
einer Ubertretung nach § 1 des Gesetzes vom 25. Mai
18B3, RGBl. NI. 78 (Vereitlung von Zwangsvoll-
streckunGen), verurteilt wurden,

c) mindestens dreimal wegen _eine$ Vergehens der
selbstversrouldeten vollen Berauschung verurteilt
wurden, sofern sie in diesem Zustand eine sonst als
Verbrechen zuzurechnende Handlung oder Unterlas-
sung begangen haben (§ 523 StG. in der Fassung der
Strafgesetznovelle 1952, BGBI. NT. 62),

d) mindestens dreimal wegen einer Ubertretung der
Trunkenheit verurteilt wurden (§ 523 StG. in seiner
vor dem Inkrafttreten der Strafgesetznovelle 1952,
EGBL NT. 62, in Geltung gestandenen Fassung),

el mindestens dreimal verurteilt wurden, wobei diesen
Verurteilungen Delikte beider in lit. c und Ht. d
angeführten Arten zugrunde lagen: in allen Fällen
bis zum Ablaufe von drei Jahren nach dem Ende
der Strafe.

4. Personen, die wegen eines im § 14 des Gesetzes vom
26. Jänner 1907, RGB!. Nr. 18, bezeichneten Vergehens,
das bei Wahlen des Bundespräsidenten, des National-
rates, bei Volksbegehren, Volksabstimmungen oder bei
Wahlen zu den Landlagen begangen wurde, verurteilt
worden sind: bis zum Ablaufe von fünf Jahren nach
dem Ende der Strafe.

(2) Personen, die in der Zeit vom 13. März 1938 bis zum
27. April 1945 von einern deutschen, außerhalb des Gebietes

. der Republik Oslerreidl gelegenen Gerichte zu einer Zucht-
hausstrafe verurteilt worden sind, sind bis zum Ablaufe
von fünf Jahren nadl dem Ende d~r Strafe vom Wahlrecht
ausgeschlossen, wenn mit der Verurteilung audl die Ab-
erkennung der bürgerlichen Ehrenrechte ausgesprochen
worden ist.

(a) Personen, die in der Zeit nach dem 13. März 1938
von einem im Gebiete der Republik österreich gelegenen
Gericht auf Grund reidlsdeutsdler Strafvorschriften zu einer
Zuchthaus- oder Kerkerstrafe verurteilt worden sind, sind
bis zum Ablaufe von fünf Jahren nad! dem Ende der Strafe
vom Wahlrecl1t ausgesd11ossen.

(4) . Sind die im Abs. 1 bis 3 bezeichneten strafbaren
Handlungen von Personen begangen worden, die zur Zeit
der, Tat das .tB. Lebensjahr noch nicht erreicht hatten, so
hat die Ahndung den Ausschluß vom Wahlred1te nicht zu'r
Folge.

(5) Der -Ausschluß vom Wahlrecht nach Abs. 1 bis 3
tritt nicht ein, wenn das Gericht die Vollziehung der Strafe
nach dem Gese1z über die bedingte Verurteilung 1949,
BGBl. NT. 217, in der geltenden Fassung vorläufig aufge~
schoben hat. Wird der Aufschub w.iderrufen, so tritt mit
dem Tage der Redltskraft dieses BesdJ.1usses der Ausschluß
vom Wahlrecht ein. .

(0) Die Wahlausschließungsgründe nach Abs. 1 bis 3
gelten nicht, wenn die Verurteilung getilgt ist oder auf
Grund besonderer gesetzlidler Bestimmung als nicht erfolgt
oder getilgt gilt.

§ 25. Wegen Maßnahmen auf Grund geridltlicher
Verurteilungen.

Vom Wahlrecht sind fernel ausgeschlossen:
1: Personen, die unter Polizeiaufsicht gestellt wurden,
2. Personen, die in ein Arbeitshaus abgegeben wurden,

in allen Fällen bis zum Ablaufe von einem Jahre nach dem
Erlöschen der Maßnahmen. '

§ 26. Wegen mangelnder HandJungsiähigkeiL
Vom Wahlrecht sind weiters ausgeschlossen;

1. Personen, die voll oder beschränkt entmündigt sind;
2. Personen, denen die väterlidle Gewalt über ihre Kinder

entzogen wurde, bis zur Aufhebung dieser Verfügung
oder solange die Kinder unter fremder Vormundschaft
stehen, im letztgenannten Falle jedenfalls bis zum Ab-
lauf eines Jahres nadl Erlassung der gerichtlichen Ver-
fügung. ~

§ 27, (Ist entfallen.)

§ 28, Gemeinsame Bestimmungen.
Wenn eine Person aus mehreren der in den §§ 24·bis 26

angeführten Gründe vom Wahlrecht ausgesdllossen ist, be-
stimmt sich die Dauer des Aussdllusses vom Wahlredlte
nadl der hiefür festgesetzten längeren Frist. II

Zu § 19: Die Bestimmung des Abs. 1 übernimmt
wörtlich die entsprechende Bestimmung des
Grundsatzgesetzes und· bedarf keiner weiteren
Ausführung.

Die Bestimmun~ des Abs. 2 ist zweckmäßig,
insbesondere um die Befangenheit von Organen
im Instanzenzug vom Bezirksschulrat zum Lan~
desschulrat möglichst auszuschließen.

Zu § 20: Die Bestimmung des Abs. 1 übernimmt
wörtlich die entsprechende Bestimmung des
Grundsatzgesetzes und bedarf keiner weiteren
Ausführung.

Die Bestimmung des Abs. 2 soll verhindern,
daß Mitglieder ihre Funktion im Kollegium aus-
üben, gegen die wegen eines den Verlust des
Wahlrechtes zum Landtage begründenden Ver-
haltens ein strafgerichtliches Verfahren 'einge~
leitet wurde oder die als Lehrer vom Dienst
suspendiert sind.

Zu § 21: Die Bestimmung übernimmt ,im ersten Satz
wörtlich die entspredlende Bestimmung des
Grunds~tzgesetzes .

Zu § 22: Der Grundsatzgesetzgeber stellt es der
Landesgesetzgebung frei, Entschädigungen (ins-
besondere Sitzungsgelder und Reisegebühren)
für die Mitglieder der Kollegien und Funktions~
gebühren für den Amtsführenden Präsidenten
und -den Vizepräsidenten des Landesschulrates
vorzusehen. Werden solche Entschädigungen und
Gebühren gewährt, so sind sie nach § 20 Abs. 2
des Bundes-Schulaufsichtsgesetze's vom Land zu
tr,agen.

Der Ausschuß für Schulen, Kultur und Sport bean-
tragt, der Hohe Landtag möge das beigefügte Gesetz,
mit dem Bestimmungen des Bundes-Schulaufsichts- •
gesetzes über den Landesschulrat und die Bezirks-
schulräte ausgeführt werden (0. ö. Schulaufslchts-
Ausführungsgesetz), beschließen.

Li n z, am 14. Juni 1963.

Rauch
Obmann

Rödhammer
Berichterstatter

I SubbeIlage
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Gesetz

vom

mit dem Bestimmungen des Bundes-Schulaulsldllsgesetzes über den Landesschulrat und die Bezlrks-
schulräte ausgelührt werden (0. Ö. Schulaulslchts-Auslührungsgesetz).

Der o. ö. Landtag hat in Ausführung der §§ 8
und 14 und des § 17 Ahs. 2 des Bundes-Schulauf-
sidllsgesetzes, BGBI. Nr. 240/1962, besdllossen:

1. HAUPTSTUCK.

Das Kollegium des Landesschulrates
für Oberösterreich

§ I.
Zusammensetzung.

(I) Dem Kollegium ,des Landesschulrates gehöTen
als Mitglieder mit beschließender Stimme an (stimm-
beredltigte Mitglieder):
a) der Präsident des Landesschulrates als Vorsitzen-

der;
b) das für die Angelegenheiten der allgemeinbil-

denden und berufsbildenden Pflichtschulen zu-
ständige Mitglied der Landesregierung (Schul-
referent) ;

c) neunundzwanzig, im Falle der Landeshauptmann
. auch Schulreferent ist, dreißig weitere Mitglieder.
(2) Dem Kollegium des Landesschulrates gehören

als Mitglieder mit beratender Stimme an:
a) je ein Vertreter der Katholischen Kirche und der

Evangelischen Kirche Augsburgischen und Hel-
vetischen Bekenntnisses; ferner je ein Vertreter
anderer g,esetzlich anerkannter Kirchen oder Re-
ligiorisgesellschaften, sofern die Zahl der ihnen
angehör~nden Staatsbürger mindestens 5 v. H.
der österreichisrnen Staatsbürger in Oberöster-
reich ausmacht;

b) je ein Vertreter der Kammer der gewerblichen
Wirtschaft für Oberösterreich, der Kammer für
Arbeiter und Angestellte für Oberösterreich, der
Landwirtschaftskammer für Oberösterreich und
der Landarbeiterkammer für Oberösterreich.

(al Dem Kollegium des Landesschulrates gehören
weiters als Mitglieder mit beratender Stimme an:
'a) der Amtsdirektor des Landesschulrates;
b) die Landesschulinspektoren;
c) der ,:tandesschularzt oder, wenn ein solcher nicht

bestellt ist, der Leiter der mit der Bearbeitung
der fachlichen Angelegenheiten des Sanitätsdien-
stes betrauten Ahteilung des Amtes der Landes-
regierung (Landessanitätsdirektor) ;

d) ein Referent des pädagogisch-psychologischen
Dienstes des Landesschulrates;

e) d~r Leiter der mit der Bearbeitung der Ange-
legenheiten der allgemeinbildenden und berufs-
bildenden Pflichtschulen betrauten Abteilung des
Amtes der Landesregierung .

.'
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§ 2.
Bestellung der .slim~berechligten Mitglieder.

(t) Unter den neunundzwanzig bzw. dreißig Mit·
gliedern(§ 1 Abs. 1 lit. c) .müssen sich Väter und
Mütter schulbesuchender Kinder (Elternvertreter)
sowie Vertreter der Lehrerschaft (Lehiervertreter)
befinden, wobei die Anzahl der Lehrervertreter nicht
größer sein darf als die Anzahl der Elternvertreter.
Unter den Lehrervertretern müssen sich sieben
Lehrer an allgemeinbi~dEmden Pflichtschulen, drei
Lehrer an allgemeinbildenden höheren Schulen ein-
schließlich der Anstalten der Lehrerbildung und der'
Erzieherbildung und vier Lehrer an berufsbildenden
Schulen befinden.

(2) Die Mitglieder gemäß § 1 Abs. 1 lit. c sind von
der Landesregierung nach dem StärkeverhäItnis der
im Landtag vertretenen Parteien (§ 14 Abs. 1), und
zwar unter Anredmung des Vorsitzenden und' des:
Schulreferenten auf ihre Parteien, zu bestellen.

§ 3.

Yorschlagsrecht.

(,) Die Mitglieder gemäß § 1 Abs. 1 lit. c sind auf
Grund von Vorschlägen der gemäß § 3 Abs. 1 der
Landtagsgeschäftsordnung, LGBI. Nr. 37/1954, gebil-
deten Fraktionen der im Landtag vertretenen Par-
teien zu bestellen. Bei Erstattung der Vorsrnläge ist
auf die Bestimmung des § 2 Bedacht zu nehmen.

(2) Das Vorschlagsrecht ist von den Fraktionen in
der Reihenfolge ihrer Stärke entsprechend der ihnen

I zustehenden Anzahl in Anspruch zu nehmen. Dabei
muß einer Fraktion, der das Vorschlagsrecht für
wenigstens ein Drittel der Mitglieder zukommt, ein
Vorschlagsrecht in wenigstens zwei der im § 2 Abs. 1
genannten drei Gruppen an Lehrervertretern zu-
kommen. Die beiden stärksten Fraktionen haben
mindestens je eine Mutter als Elternvertreter vor-
zuschlagen. -

(3) Die Landesregierung hat im Falle einer erfor-
derlich werdenden Best.ellung die für ein Vorschlags-
recht in Betracht ,kommenden Fraktionen aufzu-
fordern, von dem ihnen zustehenden Vorschlags-
recht- innerhalb einer Frist von zwei Wochen Ge-
brauch zu machen.

(4) Mit der Bekanntgabe der von ihnen in An-
spruch genommenen Vorschlagsrechte haben die
Fraktionen Vor- und Zunamen, Geburtsdatum, Beruf
und Wohnsitz der vorgeschlagenen Personen der
Landesregierung mitzuteilen und die Zustimmungs-
erklärung (§ 18 Abs. 3) vorzulegen; desgleichen ist'
nachzuweisen, daß bei den vorgeschlagenen Per-
sonen die für die Bestellung erforderlichen Voraus-
setzungen erfüllt sind.

§ 4.
Entsendung der beratenden Mitglieder

gemäß § 1 Abs. 2.

Die Mitglieder gemäß § 1 Abs.' 2 lit. a sind von
den in Betracht kommenden. Kirchen oder Religions-
gesellschaften, die Mitglieder gemäß § 1 Abs. 2 lit. b
von den in Betracht kommenden Kammern zu ent-
senden.
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§ 5.
Der Amtsführende Präsident des Landesschulrates

für Oberösterreich.
(1) Auf Grund eines Vorschlages des Kollegiums

des Landesschulrates, dem ein Antrag jener Frak-
tiandes Kollegiums des Landesschulrates zu Grunde
zu legen ist, der der Präsident angehört, hat der Prä·
sident des Landeschulrates einen' Amtsführenden
Präsidenten zu bestellen.

(2) Der Amtsführende Präsident ist berechtigt, sü-
fern er nicht ohnehin Mitglied des Kollegiums ge-
mäß § 1 ist, an den Sitzungen des Kollegiums, in
denen der Präsident des Landesschulrates den Vor- ..
sitz führt,. mit beratender Stimme teilzunehmen. Ist
der Amtsführende Präsident stimmberechtigtes Mit-
glied des Kollegiums, so tritt, wenn er den Vorsitz
führt, an seine Stelle als stimmberechtigtes Mitglied
ein Ersatzmitglied.

§ 6.
Der Vizepräsident des Lande~schulrates für Ober-

österreich
(1) Der Präsident des Landesschulrates hat auf Vor-

schlag der- zweitstärksten Fraktion des Kollegiu~s
des Landesschulrates einen Vizepräsidenten zu be-
stellen. Gehört jedoch der Präsident nicht der stärk-
sten Fr,aktion des Kollegiums an, 50 ist der Vize-
präsident auf Vorschlag der stärksten Fraktion zu
bestellen. I. ._

(2) Der Vizepräsident ist berechtigt, sofern er nicht
ohnehin Mitglied des Kollegiums gemäß § 1 ist, an
den Sitzungen des Kollegiums als Mitglied mit be-
ratender Stimme teilzunehmen.

§ 7.
Sektionen.

(1) Das Kollegium des Landesschulrates gliedert
sich in drei Sektionen, und zwar in
a) die Sektion I für die allgemeinbildenden Pflidlt-

schulen;
b) die Sektion II für die allgemeinbildenden hö-

heren Schulen einschließlich der Anstalten der
Lehrerbildung und der Erzieherbildungj

c) die Sektion UI für die berufsbildenden Schulen.
(2) Den Sektionen gehören als Mitglieder init be-

schließender Stimme an (stimmberechtigte Mit-
glieder) :
a) der Präsident des Landesschulrates als Vor-

~;itzenderj
b) die im Abs. 3 genannten Mitglieder.

(,) Den Sektionen gehören gemäß Ab'. 2 lit. b als
stimmberechtigte Mitglieder an:
der Sektion I sieben Lehrervertreter, sieben Eltern-

vertreter und ein weiteres Mitglied;
den Sektionen 11 und 111 je fünf Lehrerverüeter,

fÜnf Ettemvertreter und zwei weitere Mitylieder.
Ist der Landeshauptmann nicht 'auch Schulreferent
(§ 1 Abs. I tit. b), so gehört der Schulreferent den
Sektionen -I und 111als stimmber!Cchtigtes Mitglied
anj in diesem .Falle verringert sich die Mitglieder-
zahl -dieser Sektionen um je ein weiteres Mitglied.

~(4) Den Sektionen gehören als Mitglieder mit be-
ratender S,timme an: '
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a) die im § 1 Abs. 2 genannten Mitglieder;
b) die im § 1 Abs. 3 genannten Mitglieder, jedoch

mit der Maßgabe, daß den Sektionen nur die für
die- betreffenden Schularten zuständigen Landes-
schulinspektoren, der Sektion III auch die Berufs-
schulinspektoren angehören und das Mitglied g'e-
mäß § 1 Abs. 3 lit. e nur den Sektionen I und 1II
angehört.

(5) Die stimmberechtigten Mitglieder (Ersatzmit-
glieder) der Sektionen sind aus dem Kreis der
stimmberechtigten Mitglieder des' Kollegiums des
Landesschulrates zu bestellen, Für die Bestellung
sind sinngemäß die für die Bestellung der stimm-
berechtigten Mitglieder des Kollegiums des Landes-
schulrates geltenden 13estimmungen anzuwenden'.

(0) Für die Teilnahme des Amtsführenden Präsi-
denten und des Vizepräsidenten an den Sitzungen
der Sektionen gelten § 5 Abs. ~ nnd § 5 Abs. 2 sinn-
gemäß.

(i) Die bezüglich des Kollegiums des Landesschul-
rates geltenden Bestimmungen der §§ 17, 19, 20 und
21 sowie des § 22 Abs. 2 geIten sinngemäß bezüglich
,der Sektionen.

II. HAUPTSTUCK.

Das Kollegium des Bezirkssch,ulrates

§ 8.
Zusammensetzung.

(1) Dem Kollegium des Bezirksschulr,ates gehölen
als Mitglieder an:
a) der Leiter der Bezirksverwaltungsbehörde als

Vorsitzender; •
b) elf Mitglieder mit beschließender Stimme

(stimmberedItigte Mitglieder).
(2) Dem Kollegium des Bezirksschulrates gehören

als Mitglieder mit beratender Stimme an:
a) ein Vertreter der Katholischen Kirche sowie je

ein Vertreter anderer gesetzlich anerkannter
Kirchen oder ReligionsgeselIsdJ.aften, sofern die
Zahl der ihnen angehörenden österreich ischen
Staatsbürger mindestens 5 v. H. der österreichi-
schen Staatsbürger im politischen Bezirk aus-
macht;

b) je ein Vertreter der Kammer der gewerblichen
Wirtschaft für Oberösterreich, der Kammer für
Arbeiter und Angestellte tür Oberösterreich, der
Landwirtschaftskammer für Oberösterreich und
der Landarbeiterkammer für Oberösterreich.

(3) Dem Kollegium des BezirkssdIulrates gehören
weiters als Mitglieder mit beratender Stimme an:
a) der (die) Bezirksschulinspektor(en);
b) der BezirJ.csschularztoder, wenn ein solcher nicht

bestellt ist, der Amtsarzt der Bezirksverwal-
tungsbehörde ;

c) in Städten mit eigenem Statut überdies der Amts.
direktor des Bezirkssdlulrates.

§ 9.
Bestellung der stlmmberechtigten Mitglieder.

(1) Die stimmberechtigten Mitglieder (§ 8 Abs. 1
lit. b) sind nach dem Stärke verhältnis der im Land-
tag vertretenen Parteien (§ 14 Abs. 2) zu bestellen.

J



t ~\
\ ,
\.

I

Beilage 99/1963 zum kurzsduiftlichen Berhht des Q. Ö. Landtages, XIX. Gesetzgebungsperiode.

,
§ 11.

Beslellung durc\1 die Gemeinden.
(1) Für die Bestellung der stimmberechtigten Mit-

glieder, die gemäß § 9 Abs. 3 von den Gemeinden zu
bestellen sind, gelten die Bestimmungen der folgen-
den Absätze.

(,) Die Landesregierung hat - für jeden politi-
schen Bezirk gesondert -die von den Fraktionen
gemäß § 10 Vorgeschlagenen unter Angabe von Vor-
und Zunamen, GeburtsctatuID, Beruf und Wohnsitz
in der Amtlichen Unzer Ze.itun"gunter Hinweis auf
die Bestimmung des Abs. 3 kundzumachen, und die
Gemeinden sch"riftlich auf die Kundmachung auf-
merksam zu machen.

(s) Die Gemeinden können binnen vier WocheI1.
gerechnet vom Tage der Herausgabe der betreffen-
den Folge der ~mtlichcn Unzer Zeitung Gn, die Be-
stellung von vorgeschlagenen Personen ablehnen.
Die Ablehnung ist zu begründen. Als von -den Ge-
meinden des politischen Bezirkes bestellt, und zwar
zum Zeitpunkt des Ablaufes der vierwöchigen Frist,
gelten jene vorgeschlagenen Personen, deren Be-
stellung nicht von der Mehrheit der Gemeinden des
politischen Bezirkes unter Angabe der Begründung
fristgerecht abgelehnt wurde. "

(,) Unter den stimmberechtigten Mitglieder,:,
müssen si_eh
a) mindestens drei Vertreter der Lehrerschaft an

den in die Zuständigkeit des Bezirksschulrates
fallenden Schulen (Lehrervertreter) und

b) mindestens ebensoviele Elternvertreter
hefinden.

(8) Die Lehrervertreter sind von der Landesregie-
rung zu bestellen, wobei auf die Schülerzahlen in
den einzelnen Smularten nach Tunlichkeit Bedacht
zu nehmen ist. Die übrigen Mitglieder sind von den
Gemeinden zu bestellen.

§ 10,
Vorschlagsrecht.

(t) Die .stimmherechtigten Mitglieder sind auf
Grund von Vorschlägen- der Fraktionen der im Land-
tag vertretenen Parteien (§ 3 Abs. I) zu bestellen .
.Bei Erstattung' der Vorschläge ist auf die Bestim-
mung des § 9 Bedacht zu .nehmen.

(2) Das Vorschlagsrecht ist von den Fraktionen in
der Reihenfolge ihrer Stärke entsprechend der ihnen
zustehenden Anzahl in Anspruch zu nel).men. Dabei
muß einer Fraktion, der das Vorschlagsrecht für
wenigstens zwei Mitglieder zusteht, auch in der
Gruppe der Lehrervertreter ein Vorsd1lagsrecht zu-
kommen. Die stärkste Fraktion hat mindestens
eine Mutter 'als Elternvertreter vorzuschlagen.

(s) Die Landesregierung hat im FaÜ~ einer erfor-
derlich werdenden Bestellung die für ein Vorschlags-
recht in Betracht kommenden Fraktionen aufzufor-
dern, von dem ihnen zustehenden Vorschlagsrecht
innerhalb einer Frist von zwei Wochen' Gebrauch
zu machen.

(.) Mit der Bekanntgabe der von ihnen in An-
spruch genommenen Vorschlagsrechte haben ehe
Fraktionen die . Namen der Vorgeschlagenen "der'
Landesregierung mitzuteilen. Im übrigen gilt § 3
Abs. 4 sinngemäß.

9
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(,) In den Städten mit ei~enem Statut hat die
Landesregierung au Stelle des in den Abs. 2 und 3
vorgeschriebenen· Verfahrens die vorgeschlagenen
Personen der Gemeinde bekanntzugeben. Die Ge-
meinde kann binnen vier Wochen, gerechnet vom
Tage der Zustellung 'der Bekanntgabe, die Bestellung
von vorgeschlagenen Personen ablehnen. Die Ableh-
nung ist zu begründen. Als von der Gemeinde be-
stellt, und zwar zum Zeitpunkt des Ablaufes der
vierwöchigen Frist, geIten jene vorgeschlagenen

,Personen, .deren Bestellung nicht von der Gemeinde
unter Angabe der Begründung fristgereCht abgelehnt
wurde.

(5) Soweit eine Bestellung nach den Bestimmungen
der Abs. 3 oder 4 abgelehnt wurde, sind die Frak~
tionen verpflichtet, neue Vorschläge (§ 1.0) zu er-
stallen.

§ !2.
Entsendung der beratenden Mltglteder

gemäß § 8 Abs. 2.
Die Mitglieder gemäß § 8 Abs. 2 lil. a sind von

den in Betracht kommenden Kirchen oder Religions-
gesellschaften, die Mitglieder gemäß § 8·Abs. 2 lil. b
von den in Betracht kommenden Kammern zu ent-
senden.

III. HAUPTSTUCK.

Gemeinsame Bestimmungen

§ 13.
Vertretungj Ergänzung.

(t) Die Vertretung des Scbulreferenten (§ 1 Abs. 1
lil. b) sowie der im § 1 Abs. 3 und § 8 Abs. 3 ge-
minnten Mitglieder bestimmt sich nach der Vertre-
tung im Amt.

(2) Für die übrigen Mitglieder des Kollegiums des
Landesschulrates und der Bezirksschulräte sind für
-den Fall der zeitweiligen Verhinderung jeweils in
gleicher Anzahl und unter Beachtung der für· die
Mitglieder geltenden Bestimmungen Ersatzmit~
glieder zu bestellen bzw. zu entsenden. Bei Ein-
treten von Ersatzmitgliedern tür den Fall der Ver-
hinderung von Mitgliedern ist auf die Bestim-

. mungen über die Zusammensetzung der Kollegien
(§§ 2 und 9) Bedacht zu nehmen.

(3) Die Bestimmungen des Abs. 2 gelten nicht für
den Amtsführenden Präsidenten und den Vizepräsi-
denten, soweit diese nicht MHglieder gemäß § 1 sind, '
sowie für den Vorsitzenden des Bezirksschulrates
(§ 13 Abs. 1 und 2 des Bundes-Scbulaufsichtsge-
setzes).

Cl) Endet die Funktion eines Mitgliedes (Ersatz-
mitgl,iedes) des Kollegiums des Landesschulrates
oder eines Bezirksschulrates vorzeitig, so ist unver-
züglich unter sinngemäßer Anwendung der für die
Bestellung bzw.· Ent.sendung geltenden Bestim-
mungen eine Ergänzungsbestellung bzw. Ergänzungs-
entsendung vorzunehmen.

§ 14.,
Parteienstärke.

(1) Die Stärke der im Landtag vertretenen Parteien
wird bei der Bestellung von Mitgliedern' des Kolle-
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giums des Landesschulrates durch die Zahl ihrer Ab-
geordneten im Landtag bestimmt. Gehören zw-ei
oder mehreren Parteien gleichviel Abgeordnete an,
so wird die Stärke durch die Höhe der bei der
letzten Landtagswahl ermittelten Parteisummen, so-
fern aber auch diese nicht den Ausschlag geben,
durch das Los bestimmt.

(2) Die Stärke der im Landtag vertretenen Parteien
wird heider Bestellung von Mitgliedern des Kolle-
giums eines Bezirksschulrates durch die bei der
letzten Landtagswahl ermittelten Parteisummen im
Bezirk, sofern diese aber nicht den Ausschlag geben,
durch das Los bestimmt.

§ 15.
Nichtausübung des Vorschlagsrechtes ..

Dbt eine Fraktion das ihr zustehende Vorschlags-
recht nicht fristgerec:ht aus, so gilt dies als Ubertra-
gung des Vorschlagsrechtes auf die Landesregie-
rung. Auf Grund dieser Bestimmung bestellte Mit-
glieder gelten als von.der säumigen Fraktion vor-
geschlagen und sind bei der Berechnung des Stärke-
verhältnisses der' Parteien auf die säumige Fraktiqn
anzurechnen.

§ 16.
Bekanntgabe der Mitglteder.

(1) Die Landesregierung hat die Namen der in die
Kollegien des Landesschlllrates und der Bezirks-
schulräte bestellten bzw. entsendeten Mitglieder
(Ersatzmitglieder) dem 'Präsidenten des Landesschul-
rates bzw. den Vorsitzenden der betreffenden Be-
zirkschulräte mitzuteilen und die jeweilige Zusam-
mensetzung der Kollegien, soweit es die bestellten
und entsendeten Mitglieder (Ersatzmitglieder) be-
trifft, _ in der Amtlichen Unzer Zeitung kundzu-
mamen.

(2) Die zur Entsendung. von Mitgliedern der Kolle-
gien des Landesschulrates und der Bezirksschulräte
berechtigten SteHen haben Vor- und Zunamen, Ge-
burtsdatum, Beruf und Wohnsitz jedes von ihnen
entsendeten Mitgliedes (Ersatzmitgliedes) der Lan-
desregierung schriftlich mitzuteilen; desgleichen ist
nachzuweisen, daß bei den entsendeten Personen die
für die Entsendung erforderliche!1 Voraussetzungen
erfüllt sind.

§ 17.
Funktionsdauer.

(1) Die Funktion,sdauer der bestellten bzw. ent-
sendeten Mitglieder der Kollegien endet mit dem
Ablauf der Gesetzgebungsperiode des Landtages.
Die Mitglieder haben jedoch ihr Amt weiterzu-
führen, bis die neuen Mitglieder bestellt bzw. ent-
sendet sind.

(2) Die Funktion der bestellten bzw, entsendeten
Mitglieder der Kollegien erlischt ~erner:
a) durch Verzicht; der Verzicht ist dem Vorsitzen.,.

den des in Betracht kommenden Kollegiums'
schriftlich zu erklären; der Vorsitzende hat hie-
von unverzüglich die Landesregierung in Kennt-
nis zu setzen;

b) durch Abberufung nach den Bestimmungen der
Abs. 3" und 4; "

c) durch Widerruf des Vorschlags nach den Bestim-
mungen des Abs. 5;
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d) durch Verlust des aktiven Wahlrechtes zum

Oberösterreichischen Landtag;
e) durch Verweigerung der Ablegung des gemäß

§ H Abs. 1 des Bundes-Scbulaufsichtsgesetzes zu
leistenden Amtsgelöbnisses;

f) auf Grund eines Aus·spruches des Kollegiums des
Lanctesschulrgtes bzw. 'eines Bezirkssmulrates
gemäß § 20 Abs. 1,

g) mit Eintritt der Rechtskraft einer über einen
Lehrer verhängten Disziplinarstrafej

h) durch den Tod.
(3) Der Präsident des Landesschulrates kann den

Amtsführenden Präsidenten abberufen, wenn dieser
sein Vertrauen nicht mehr besitzt. Der Präsident des
Landesschulrates hat den Vizepräsidenten abzube-
rufen, wenn dies die zum Vorschlag berechtigte
Fraktion des Landesschulrates (§ 6 Abs. 1) beantragt.

(4) Entsendete Mitglieder können von der entsen-
denden Stelle jederzeit abberufen werden. Die Ab-
berufung ist dem Vorsitzenden des in Betracht kom-
menden Kollegiums schriftlich bekanntzugebenj sie
wird mit dem Zeitpunkt der Zustellung der Bekannt-
gabe wirksam. Der Vorsitzende hat hievon unver-
züglich die Landesregierung in Kenntnis zu setzen.

(0) Den Widerruf eines Vorschlags (Abs. 2 lit. c)
kann die Fraktion erklären, die gemäß § 3 bzw. § 10
den Vorschlag erstattet hat. Die Ubertragung des
Vorschlagsrechtes gemäß § 15 bewirkt auch die Uber-
tragung des Rechtes auf Erklärung des Widerrufs.
Der Widerruf ist dem Vorsitzenden des in Betracht
kommenden Kollegiums unter Erstattung eines
neuen Vorschlags schriftlich zu erklären; er wird mit
dem Zeitpunkt der Zustellung der Erklärung wirk-
sam. Der Vorsitzende hat hievon unverzüglich die
Landesregierung in Kenntnis zu setzen. Der Wider-
:ruf ist zulässig, wenn das Mitglied niett mehr das
Vertraven der vorschlags berechtigten Fraktion be-
sitzt. Die Fraktion hat den Widerruf jedenfalls zu
erklären, ·wenn ein Lehrervertreter nicht mehr an
einer in die Zuständigkeit des Landes-(Bezirks-)
schulrates fallenden Schule in Oberösteneich bzw.
im politischen Bezirk tätig ist oder wenn die Kinder
von Elternvertretern nicht mehr eine in die Zustän-
digkeit des Landes-(Bezirks-)schulrates fallende
Schule in Oberösterreiffi bzw. im politiscb.en Bezirk
besuchen, wobei in beiden Fällen ein Zeitraum bis
zu drei Monaten außer B~tracht bleiben kann.

§ 18.
Persönliche Voraussetzungen IUr dte Bestellung

bzw. Entsendung.
(I) In das Kollegium des Landesschulrates oder

eines Bezirksschulrates darf nur bestellt bzw. ent-
sendet werden, wer zum Oberösterreichischen Land-
tag aktiv wahlberechtlgt ist.

(2) Als Mitglieder des Kollegiums des Landesschul-
rates dürfen nur Personen bestellt bzw. entsendet
werden, die ,in Oberösterreich wohnen; Lehrerver-
tretermüssen überdies ihren Dienstort in Oberöster-
reich haben; als Elternvertreter kommen nur Per-
sonen in IBetradlt, deren Kinder eine in die Zustän-
digkeit des Landesschulrates fallende Schule in
Oberösterreich besuchen. Als Mitglieder des Kol1e~
giums des Bezirksschulrates dürfen nur Personen

,
I

I
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bestellt bzw. entsendet werden, die im politischen
Bezirk wohnen; Lehrervertreter müssen überdies
ihren Dienstort im politischen Bezirk haben; als
Elternvertreter kommen nur Personen in Betracht,
deren Kinder eine in die Zuständigkeit des Bezirks-
schulrates fallende Schule im politischen Bezirk be-
suchen. Das Erfordernis des Wohnens im politischen
Bezirk gilt nicht für die Vertreter der Kirchen und
Religionsgesellschaften.

(3) Für die Bestellung zu Mitgliedern des Kolle-
giums des Landesschulrates oder eines Bezirksschul-
rates dürfen nur Personen vorgeschlagen werden,
die der Bestellung schriftlich zugestimmt haben.

I

§ 19.
Unvereinbarkeit.

(ll Niemand darf einem Kollegium gleichzeitig als
Mitglied mit beschließender Stimme und als Mitglied
mit beratender Stimme angehören.

(2) Niemand darf gleichzeitig dem Kollegium des
Landesschulrates und dem Kollegium eines Bezirks~
schulrates als Mitglied angehören.

§ 20.
Verlust und Ruhen der Mitgliedschalt.

(1) Bei sdlwerer oder wiederhalter Verletzung der
nach den Bestimmungen. des § 17 Abs. 1 des Bundes-
Schulaufsiclltsgesetzes gelobten Pflichten durch ein
Mitglied hat das zuständige Kollegium den Verlust
der Mitgliedschaft auszusprechen .

• (2) Wird gegen ein Mitglied des Kollegiums ein
strafgerichtliches Verfahren wegen eines den Ver-
lust des Wahlrechtes zum Oberösterreichischen
Landtag begründenden Verhaltens eingeleitet. oder
wird' ein Lehrervertreter vom Dienst suspendiert, so
ruht die Mitgliedschaft bis zum rechtskräftigen Ab-
schluß des bezüglichen Verfahrens.

§ 21.
Beschtußunlähigkelt durch mehr als 'sems Monate.

Ist ein Kollegium durch mehr alssedls Monate
beschlußunfähig, so sind dessen Mitglieder neu zu
bestellen bzw. zu entsenden. Diese Frist beginnt zu
laufen, sobald in einer Sitzung des Kollegiums die
Beschlußunfähigkeit festgestellt wird; der Fristen-
lauf wird beendet, sobald in einer Sitzung des Kolle-o

giums die Beschlußfähigkeit festgestellt wird.,
§ 22.

Funktionsgebühren; Entsdtädigungen.
(1) Der Amtsführende Präsident und der Vizeprä-

sident des Landesschulrates haben Anspruch -auf
Funktionsgebühren. Diese sind von der Landesregie-
rung nach Maßgabe der Art und des Ausmaßes der
ihnen obliegenden Aufgaben und des mit ihrer Tä-
tigkeit verbundenen Aufwandes festzusetzen.

(2) Die Mitglieder der Kollegien, ausgenommen
die im Abs. 1 genannten Mitglieder und die Mit-
glieder der Landesregierung, haben für den aus
der Teilnahme an den Sitzungen .erwachsenden
Aufwand einen Anspruch auf angemessene Ent-
sdlädiguil,g, die von der Landesregierung festzu-
setzen ist.
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Auszug

Bundesgesetz
vom 25. Juli 1962, BGB!. Nr. 240,

über die Organisation der Schulver~valtung und Schulaufsicht des Bundes -(Bu~des-Schulaufsichtsgesetz).

Landesschulrat.

desschulrates fallenden Schularten entprechend den
Schülerzahlen im Land vertreten sind.

(4) Der Ausführungsgesetzgebung obliegt es ferner
festzusetzen, welche gesetzlich anerkannten Kirchen
und ReligionsgeselJschaften (Abs. 2 Iit. b Z. 1) im
Hinblick auf die Zahl der ihnen im Land angehören-
den österreichischen Staatsbürger und welche ge-
setzlichen Interessenvertretungen (Abs. 2 lit. b Z. 3)
im Hinblick auf die berufsmäßige Struktur des Lan-
des Vertreter in das Kollegium des Landesschulrates
entsenden können sowie die Zahl dieser -Vertreter
und ihrer Ersatzleute. Der Ausführungsgesetzgebung
bleibt es vorbehalten, auch weitere Mitglieder' mit
beratender Stimme vorzusehen.

(5) Niemand darf dem Kollegium des Landesschul"
rates gleichzeitig als Mitglied mit beschließender
Stimme und als Mitglied mit beratender Stimme an-
gehören.

(6) Das Kollegium des Landesschulrates ist erfor-
derlichenfalls in Sektionen und auch in Untersek-
honen zu gliedern.

(1) Jeder Sektion und Untersektion haben jeden-
falls die für die betreffenden Schularten in Betracht
kommenden Mitglieder des Kollegiums des Landes-
schulrates anzugehören. Hiebei ist auf die Zusam·
mensetzung des Kollegiums (Abs. 2 bis 5) Bedacht
zu nehmen. I

Der Nationalrat,hat beschlossen:

Ab s c h n i t t II.
Organisation der Schulbehörden des Bundes in' den

Ländern und politischen Bezirken.

§ 8. (Grundsatzbestimmung.) Zusammensetzung des
Kollegiums des Landesschulrates.

(1) Für' die Ausführungsgesetzgebung der Länder
über die Zusammensetzung und Gliederung des Kol-
legiums des Landesschulrates ,einschließlich der Be-
,stellung seiner Mitglieder und deren Entschädigung.
gelten die in diesem Paragraphen enthaltenen.
Grundsätze.

(2) Dem Kollegium des Landesschulrates haben als.
Mitglieder anzugehören:
aJ mit beschließender Stimme:

1. der Präsident des Landesschulrates als Vor-
sitz'ender;

2. vom Land zu bestellende Mitglieder, unter
denen sich Väter und Mütter schulbesuchenR
der Kinder und Vertreter der Lehrerschaft ~e-

,..finden müssen;

b) mit beratender Stimme:
1. Vertreter gesetzlich anerkannter Kirchen und

.Religi onsgesellschaften;
2. der Amtsdirektor des Landesschulrates, die

Landesschulinspektoren und der Landessdlul-
arzt oder, wenn ein solcher nicht bestellt ist,
ein Amtsarzt des Amtes der Landesregierung;

3. Vertreter gesetzlicher Interessenvertretungen.

(3) Die stimmberechtigten Mitglieder des Kolle-
-giums des Landesschulrates (Abs. 2 lit. a) Sind nach
dem Stärkeverhältnis der Parteien im Landtag zu
llestell!,,!n. Im übrigen obliegt es der Ausführungs-
gesetzgebung, die Art und Dauer der Bestellung so-
wie die Anzahl der im Abs. 2 lit. a Z. 2 genannten
Personen und deren Ersatzleute zu bestimmen. Hie-
bei ist vorzusehen, daß sich unter 'den Vom Land
entsendeten Mitgliedern mindestens so viele Väter
lmd Mütter schulbesuchender Kinder wie Vertreter
rier Lehrerschaft b~finden müssen. Weiters ist vorR
zusehen, daß Unter den Vertretern der Lehrerschaft
nach Tunlichkeit die in die Zuständigkeit des Lan-

(8) Beim Stadtschulrat für Wien haben der für die
Volks-, Haupt- und SondersdlUlen zuständigen Sek-
tion oder Untersektion auch die Bezirksschulinspek-
toren mit beratender Stimme anzugehören.

(,) Die Vertretuug der im Abs. 2 lit. b Z. 2 und im
Abs. 8 genannten Organe im Kollegium (in der Sek-
tion oder Uritersektion) richtet. sich nach ihrer Ver-
tretung im Amte.

(10) Die Ausführungsgesetzgebung kann vorsehen,
daß der Präsident des Landesschulrates auf Vor-
sChlag des Kollegiums des Landesschulrates einen
Amtsführenden Präsidenten zu bestellen hat.

(11) Der Amtsführende Präsident ist berechtigt, so-
fern er nicht ohnehin Mitglied des Kollegiums des
Landesschulrates gemäß Abs. 2 ist, an den Sitzungen
des Kollegiums, in denen der Landeshauptmann als
Präsident des Landesschulrates den Vorsitz führt, als
Mitglied mit beratender Stimme teilzunehmen. Ist
der Amtsführende Präsident stimmberechtigtes Mit-
glied des Kollegiums des Landesschulrates (Abs. 2
lit. a Z. 2) und führt er den Vorsitz, so tritt an seine
Stelle als stimmberechtigtes Mitglied ein Ersatz-
mann.
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(12) Die Ausführungsgesetzgebung kann weiters
- ohne Rücksicht darquf, ob di~ Bestellung eines
Amtsführenden Präsidenten vorgesehen wird oder
nicht - vorsehen, daß der Präsident des Landes-
schulrates auf Vorschlag der zweitstärksten Fraktion
des Kollegiums des Landesschulrates einen V{zeprä-
sidenten zu bestellen hat; gehört jedom der Präsi-
dent des Landesschulrates nicht der stärksten Frak-
tion des Kollegiums an, so ist der Vizepräsident auf
Vorschlag der stärksten Fraktiori zu bestellen. Ein
Vizepräsident ist jedenfalls in jenen fünf Landern
zu bestellen, die nach dem Ergebnis der letzten vor
dem Inkrafttreten des Bundesverfassungsgesetzes
vom 18. Juli 1962, BGBI. NI. 215, durchgeführten
amtlichen Volkszählung die meisten Einwohner
haben.

(13) Der Vizepräsident ist berechtigt, sofern er
nicht ohnehin Mitglied des Kol.legiums des Landes-
schulr,ates gemäß Abs. 2 ist, an den Sitzungen des
Kollegiums als Mitglied· mit beratender Stimme
teilzunehmen.

(14) Die Ausführungsgesetzgebung kann Entschä·
digungen (insbesondere Sitzungsgelder und Reise-
gebühren) für die Mitglieder des Kollegiums des
Lamiesschulrates sowie Funktionsgebühren für den
Amtsführenden Präsidenten und den Vizepräsiden·
ten des Landesschulrates vorsehen.

(15) Wenn das Kollegium des Landesschulrate3
durCh mehr als sechs Monate beschlußunfähig ist,
sind seine Mitglieder neu zu bestellen.

Bezirksschulrat.

§ 14. (Grundsatzbestimmung.) Zusammensetzung des
Kollegiums des Bezirks.schulrates.

(1) Für die Auslührungsgsetzgebung der Länder
über die Zusamm~nsetzung des Kollegiums des Be-
zirksschulrates. einschließlich der Bestellung seiner
Mitglieder und deren Entschädigung gelten die in
diesem Paragraphen enthaltenen Grundsätze.

(2) Dem Kollegium des Bezirksschulrates haben als
Mitglieder anzugehören:
a) als Vorsitzender:

der Leiter der Bezirksverwaltungsbehörde;

b) mit beschließender Stimme,
vom Land und von den Ortsgemeinden des poli-
tischen Bezirkes (in Städten mit eigenem Statut
von der Stadtgemeinde) zu bestellende Mitglie-
der, unter denen sich Väter und Mütter schul~
be_::iULllenUel Kinuer unu Verlreler uer LeIner-
schaft befinden müssen;

,cl mit beratender Stimme:
1. Vertreter gesetzlich anerkannter Kirchen und

Religionsgesellschaften ;
2. der (die) Bezirksschulinspektor(en), in Städ-

ten mit eigenem Statut der Amtsdirektor des
Bezirksschulrates, ferner der Bezirksschularzt

oder, wenn ein solcher nicht bestellt ist, der
Amtsarzt der Bezirksverwaltungsbehörde;

3. Vertreter gesetzlicher Interessenvertretungen.
(3) Die Bestimmungen des § 8 Abs. 3, 4, 5, 9 und 15

und - soweit sie sich auf die Mitglieder des Kalle·
giums beziehen - auch des Abs. 14 fipden sinnge·
mäß mit der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle
der Verhältnisse im Land die Verhältnisse im poli~
tischen Bezirk zu berücksichtigen sind und insbeson~
dere die stimmberechtigten Mitglieder des, Kolle~
giums des Bezirksschulrates (Abs. 2 lit. b) nadl dem
Verhältnis der für die im Landtag ·vertretenen Par~
teien bei der letzten Landtagswahl im Bezirk ab#
gegebenen Stimmen zu bestellen sind.

Gemeinsame Bestimmungen.

§ 17. Amtsgelöbnis.
(1) Die Mitglieder der Kollegien der Landessdlul-

räte und Bezirksschulräte, die diesen nicht kraft ihrer
amtlichen Funktion als Bedienstete von Gebiets-
~kö~perschaften angehören, haben vor Ausübung
ihrer Mitgliedschaft vor dem Kollegium in die Hand
des Vorsitzenden das Gelöbnis der Amtsverschwie-
genheit und der unparteiischen, gewissenhaften und
uneigennützigen Erfüllung ihrer Amtspflichten zU
leisten.

(2) (Grundsatzbestimmung.) Die Verweigerung der
Ablegung des Gelöbnisses hat den Verlust der Mit-
gliedschaft zur Folge. Bei schwerer oder wieder-
holter Verletzung der gelobten Pflichten durdl ein
unter Abs. I fallendes Mitglied hat das Kollegium
den Verlust der Mitgliedschaft auszusprechen.

§ 20. Aufwand der Schulbehörden.
(1) Der Bund hat den Personal- und Sachaufwand

der Landes- und Bezirkssmulräte zu tragen, soweit
in den fo!genden Absätzen nicht anderes· bestimmt
ist.

{2r Die Bundesländer haben die in den Ausfüh-
rungsgesetzen allenfalls_ vorgesehenen Entschädi·
gungen (insbesondere Sitzungsgelder und Reise-
gebühren) für die Mitglieder der Kollegien der
Landes- und Bezirksschulräte sowie die in den Aus-
führungsgesetzen allenfalls vorgesehenen Funk-
tionszulagen für den Amtsführenden Präsidenten
und den Vizepräsidenten des' Landesschulrates zu
tragen. Ebenso haben ,die Bundesländer jene Kosten
zu tragen, die sich aus der Art der Bestellung der
Mitglieder der Kollegien ergeben.

(a) Sofern dem Landesschulrat oder den Bezirks-
schulräten die Besorgung von Angelegenheiten der
Landesvollziehung übertragen wird' (Artikel 97
Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fas-
sung von 1929), hat das Land dem Bund jenen Teil
des Personal- .und Sachaufwandes zu ersetzen, der
ihm hiedurch entsteht. Dieser Mehraufwand kann
auf Grund einer Vereinbarung zwischen dem Bund
und dem betr'effenden Bundesland auch in jährliChen
Pauschalbeträgen ersetzt werden.
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A b s c h n i t t III.

Ubergangs- und SchlußbestImmungen.

§ 24.
(1) Dieses Bundesgesetz trItt gegenüber den Län-

dern für die Ausführungsgesetzgebung mit dem
Tage der Kundmacbung, im übrigen in jedem Bun-
desiand gleichzeitig mit dem in dem betreffenden
Bundesland erlassenen Ausführungsgesetz in Kraft.

. (2) Die Ausführungsgesetze der Länder zu den
§§ 8, 14 und 17 Abs. 2 sind innerhalb eines Jabres,
vom Tage der Kundmachung dieses Bundesgesetzes
an gere~net, zu erlassen .• )

.'j Kundgemacht in dem am 8. August 1962 ausgegebenen
61. Stück. des Jahrganges 1962 des Bundesgesetzblattes für die
Republik Osterreich.

\


